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Wer hat den beſten Rechtsanſpruch auf ein abgeworfenes und ge⸗ 
fundenes Hirſchgeweih, — Finder, G 
Jagdberechtigter? 

Mittheilungen aus der Praxis: 5 

Nach dem Gemeinde-Statute der Stadt Krakau ſteht die Verificirung der periodiſchen 
Ergänzungswahlen in den Gemeinderath nur der nach den vollzogenen Er: 
gänzungswahlen nen conſtituirten Gemeinderaths-Verſammlung zu. 

Die Ausdehnung der Ferien an den Univerfitäten. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Wer hat den heſten Bechtsanſpruch auf ein ab- 
geworfenes und gefundenes Hirſchgeweih, — Finder, 
Grundeigenthümer oder Zagdberechtigter? ) 


Preußiſche Blätter theilen folgenden Fall mit: 
„Eine Frau fand im einem Forſtreviere zwei abgeworfene 


Hirſchſtangen von einem Achtender und eine einzelne Stange von einem 
Sechsender, nahm dieſelben mit nach Hauſe, verkaufte ſodann die 
beiden zuerſt erwähnten Stangen für zwei Thaler, und gab ſpäter 
die zurückbehaltene Stange auf Erfordern an den Forſtaufſeher ab. 
Wegen Unterſchlagung und unbefugter Jagd angeklagt, wurde die 
gedachte Frau demgemäß in l. und II. Juſtanz verurtheilt. Das Ober⸗ 
tribunal vernichtete jedoch die Erkenntniſſe beider Inſtanzen und 
ſprach die Angeklagte von der Beſchuldigung der unbefugten Jagd⸗ 
ausübung, ſo wie der Unterſchlagung los. „Denn“, deducirte das 
Obertribunal, „der § 246 des Strafgeſetzbuches erfordert zu ſeiner 
Anwendbarkeit, daß der Thäter eine fremde bewegliche Sache ſich 
rechtswidrig aneignet; beide Requiſite liegen aber nicht hier vor. Der 
Jagdberechtigte, in deſſen Nevier ein Hirſch fein Geweih abgeworfen, 
hat vermöge feines Jagdrechtes keinen ausſchließlichen Anſpruch auf 
Occupation eines ſolchen Geweihes, denn das Jagdrecht beſteht be- 
grifflich in dem Aufſuchen und Sichaneignen jagdbarer wilder Thiere, | 
fo daß der Jagdberechtigte allerdings ausſchließlich befugt iſt, das 
Geweih eines in feinem Revier erlegten Hirſches, To lange dasſelbe 
noch einen integrirenden Theil des Thieres bildet, zu oecupiren, wo— 


Zur Erläuterung fügen wir dem vorſtehenden Falle bet, daß 
nach gemeinem Rechte trotz Jagdregal oder publieiſtiſcher Jagdregu⸗ 
lirung Jeder, der ein wildes Thier, ſei es auf eigenem, ſei es auf 


rundergenthümer oder fremdem Boden occupirt, Eigenthümer desſelben wird, weil jenes 
res nullius iſt. Allein der unberechtigte Jäger und Oecupant ſetzt ſich 
nachtheiligen Folgen aus. Er wird ſtrafbar, und wird ihm ſelbſt das 


Wild abgenommen. | 
Es erſcheint von unbeſtreitbarem Intereſſe, zu beſprechen, wer 


nach unſerem öſterreichiſchen Rechte den beſten Anſpruch auf ein ab- 


gefallenes (abgeworfenes) Hirſchgeweih hat, und ob bei uns die Frau 
im obigen Falle auch ſo leichten Kaufes davon gekommen wäre. 

Es kann wohl kaum geleugnet werden, daß im Leben und in 
der Praxis der (quilibet) Finder ſich meiſtens den in Frage be⸗ 
fangenen Gegenſtand aneignet; ja, uns find Fälle bekannt, wo ſelbſt 
Jagdberechtigte von ſolchen Findern die Hirſchſtangen erkauften! — 
Nun, wir behaupten, daß Derjenige, welcher ein Hirſchgeweih findet 
und es aus dieſem Titel ſich aneignet, nicht beſſer daſteht, als der 


Strandräuber; denn das abgeworfene Hirſchgeweih iſt keine ver⸗ 


lorene Sache im Sinne des bürgerlichen Geſetzbuches, noch iſt es 
eine „frey ſtehende“ Sache, da es als ſolche in keinem Geſetze charak⸗ 
tertfirt, auch nirgends etwas geſagt iſt, was darauf ſchließen folgern 
oder deuten laſſen dürfte. 

Mit viel mehr Recht könnte der Waldeigenthümer auftreten 
und Anſprüche erheben. Er könnte nämlich alſo reden: 

„Nach § 295 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches werden 
Fiſche in einem Teiche und das Wild in einem Walde erſt dann ein 
bewegliches Gut, wenn der Teich gefiſchet oder das Wild gefangen 
oder erleget worden iſt. Mithin gehört der Hirſch, der in meinem 
Walde lebt, der dort das Gehörn abwirft, zu meinem Walde, zu 
meinem Grund, und was vom Hirſch kommt, iſt mein Nutzen, 
Dieſen Nutzen darf ſich kein Dritter, ſelbſt nicht der Jagdberechtigte 
zuwenden. Denn der Jagdberechtigte hat zwar die Berechtigung, das 


Wild, den Hirſch zu erlegen, beſitzt aber nicht den mindeſten Anſpruch 


auf das vom Hirſche abgeworfene, von ihm getrennte Geweih.“ 
Dieſe Rede klingt gut, aber ſie klingt auch nur gut. Das 
Recht iſt anders. Blicken wir in unſere Geſchichte der Vergan⸗ 
genheit, fo war das Jagdrecht bei uns urſprünglich ein Zubehör des 
Grundeigenthums, und die Verletzung desſelben wurde unter dieſem 
Geſichtspunkte, wenn auch an ſich milde geſtraft. 
In den gemeinen Waldungen hatten das Jagdrecht die bethei— 


gegen aber ein Geweih, wenn es von dem Thiere bereits abgeworfen 
iſt, eine beſondere, für ſich ſelbſt beſtehende Sache bildet, die als 
ſolche dem Jagdrecht deſſen, in deſſen Revier das Abwerfen desſelben 
zufällig erfolgt iſt, nach dem Begriffe dieſes Rechtes nicht unter⸗ 


ligten Grundbefiger, in kaiſerlichen Waldungen der Kaiſer. Durch 
Umwandlung der gemeinen Waldungen in Waldungen mit Wildbann und 
die Verleihung derjelben an geiſtliche und weltliche Große, gelangte das 
N eilwei N i f ie die St 

worfen fein kann. Eben fo wenig aber als das Jagdrecht den aus- Jagdrecht theilweiſe an dieſe. Die weltlichen Magnaten, ſowie die Stifter 
ſchließlichen Titel zur Beſitzerarei ig, | und Klöfter behaupteten das Jagdrecht gegenüber den Unterthauen. 
ſchließlichen Titel zur Beſitzergreifung ſolcher abgeworfenen Hirſch⸗ Und ale nen ung 1786 e len 
geweihe bilden kann, beſteht für den Beſitzer oder Eigenthümer des Und als nun!) unterm 28. Hornung ee 
Waldes oder ſonſtigen Terrains, wo das Geweih zufällig abgeworfen e e 1 75 ER 

N R pr : h ) Es iſt hier jelbftverftändfich weder am Ort, eine detaillirte rechtsgeſchichtliche 
worden iſt, ein ausſchließliches Recht, ſich dasſelbe anzueignen.“ f Darſtellung des Jagdweſens zu geben, noch von einzelnen, übrigens höchſt inter⸗ 
| eſſanten jagdlichen Rechtsinſtituten zu ſprechen. Es handelt ſich eben nur um 
) Aus Nr. 20 der Jagd⸗Zeikung v. J. 1875 von Dr. Ernſt Baron Exterde. | das für die aufgeworfene Frage in Betracht kommende Materiale. 


& 


Ordnung erfloß, konnte dieſe gemäß der beſtehenden Rechtsanſchauung 
bereits dem Inhaber eines Wildbanns die Befugniß zu einer Reihe von 
Handlungen gewähren, welche in gewinnſüchtiger Abſicht auf den Schutz 
und die Hege des Wildes zielten, ja konnte ſogar über die Rechte 
am Wilde ſich auslaſſen. 

Die hier gemeinte höchſt wichtige Beſtimmung (§ 1) der Jagd— 
ordnung lautet nun: 

„Die Inhaber eines Wildbannes ſind berechtigt, in ihren Jagd— 
bezirken alle Gattungen von Wild mit Sulzen oder Heuſchupfen zu 
hegen, oder auf ſonſt was immer für eine Art zu füttern. Auch ſteht 
ihnen vollkommen frei, das Wild als ihr Eigenthum gleich jedem 
zahmen, in einem Maierhofe genährten Viehe, in was immer für 
einem Alter, Größe oder Schwere, zu allen Jahreszeiten, wie es 
ihnen gefällig iſt, zu fangen oder zu ſchießen, und zum eigenen Ge— 
nuſſe zu verwenden, oder zu verkaufen.“ 

Dieſer Paragraph iſt noch heute einſchneidend. Denn wenn 
auch das kaiſerl Patent vom 7. März 1849 das Jagdrecht auf 
fremdem Grund und Boden aufgehoben hat, wenn auch Schon- und 
Hegezeiten für das Wild eingeführt ſind, wenn auch den Grundbe— 
ſitzern (unter gewiſſen Vorausſetzungen) die Ausübung der Jagd ge— 
ſtattet iſt, ſo beſteht noch heute, daß der Inhaber eines Wildbannes 
das Wild als ſein Eigenthum verwenden kann. Der Inhaber eines 
Wildbannes, welcher bemerkenswerther Weiſe in der Jagd- und Wild⸗ 
ſchützenordnung bald mit „Beſitzer einer Jagdbarkeit“, bald mit 
„Jagdinhaber“, bezeichnet wird (vergl. $ 2, § 4), iſt nach unſerer 
gegenwärtigen Sprache der „Jagdberechtigte“, gleichviel, ob Eigen— 
jagdbeſitzer oder Jagdpächter. 

Der Jagdberechtigte hat das Recht am Wilde; das beſtreitet 
auch das bürgerliche Geſetzbuch nicht, weil es im § 383 ſagt: „Wem 
das Recht zu jagen gebühre, iſt in den politiſchen Geſetzen beſtimmt.“ 
Das bürgerliche Geſetzbuch desavonirt ſich ſelbſt als maßgebende 
Quelle des Jagdrechtes und weist auf die politiſchen Geſetze. Es 
denkt ſich unter dieſen vorzüglich die mehrerwähnte Jagd- und Wild— 
ſchützen-Ordnung von 1786. 

Wenn man aus der letzteren nun auch nicht zu deduciren ſich ge⸗ 
trauen möchte, daß der Jagdberechtigte das Eigenthum im ſtreng 
juriſtiſchen Sinne an dem Wilde ſeines Jagdreviers hat. ſo iſt doch 
zweifellos, daß er das ausſchließliche Recht genießt, dieſes Wild zu 
apprehendiren und zu nutzen, oder, um mit der Jagdordnung zu 
fprechen, als ſein Eigenthum zu verwenden. Der Jagdberechtigte muß 
alſo in Anſehung des Wildes wie ein Eigenthümer betrachtet werden, 
er kann — natürlich fo weit es möglich iſt — gleich dem Eigen— 
thümer auftreten und handeln. 

Demnach hat der Jagdberechtigte, weil er wie ein Eigen thümer 
anzuſehen, und das Wild feinem im Maierhofe genährten Vieh gleich- 
zuhalten iſt, ebenfalls ausſchließlich das Recht auf die Nutzungen — 
fructus — des Wildes Hirſchgeweihe, als werthvolle Sachen, find 
ſo gut Nutzungen eines Thieres, wie Wolle oder ein Junges. Daß 
der Hirſch ohne Zuthun des Menſchen das Geweih abwirft, iſt gleich— 
giltig. Es kommt vor, daß Dornen dem Schafe erhebliche Duanti- 
täten Wolle ausreißen, daß eine Ziege auf der Weide allein, weitab 
von den Menſchen, ein Junges wirft, — kein Dritter superveniens 
dürfte deßhalb die Wolle oder das Zicklein an ſich nehmen. 

Wer daher ein Hirſchgeweih findet, und es als bloßer Finder 
mit dem animo domini ergreift (der Fur hat bekanntlich den eifrigſten 
animus domini), handelt wie Einer, der in dem Walde, in dem 
Obſtgarten, welche ich nutze, — Laub ſammelt oder abgefallene Aepfel 
liest, — er begeht eine ſtrafvare Handlung. 

Man wolle dawider nicht einwenden, daß das gefundene und 
genommene Hirſchgeweih noch nicht im Beſitze des Jagdberechtigten 
geweſen, demnach dieſem nichts genommen, nichts entzogen ſei. Dieſer 
Einwand iſt unſtichhältig. Wer ſich eine Sache aneiguet, zu deren 
Aneignung er nicht berechtigt iſt, während ein anderer das ausſchließ— 
liche Zueignungsrecht hat, begeht nach unſerem Strafgeſetze eine ſtraf— 
bare Handlung. 

Der vorangegangenen Darlegung nach wäre ſomit beruhigungs— 
voll der Satz aufzuſtellen: 

Wer ein abgeworfenes Hirſchgeweih findet und es ſich aus 
dieſem Titel aneignet, begeht eine ſtrafbare Handlung ); der Jagd⸗ 
berechtigte, in deſſen Revier das Hirſchgeweih gefunden wurde, kann 
dasſelbe anſprechen. 


Dialſo Diebſtahl. Die Redaction. 


182 


| Mittheilungen aus der Praris. 


| a 


Nach dem Gemeinde-Statute der Stadt Krakau fteht die Verifici⸗ 

rung der periodiſchen Ergänzungswahlen in den Gemeinderath nur 

der nach den vollzogenen Ergänzungswahlen neu conſtituirten 
Gemeinderaths-Verſammlung zu. 


Der Gemeinderath der Stadt Krakau beſteht auf Grund 
des proviſoriſchen Gemeindeſtatuts vom 1. April 1866 (L. G. Bl. 
Nr. /) § 21 aus 60 Mitgliedern, welche laut § 49 auf ſechs Jahre 
der Art gewählt werden, daß alle 3 Jahre die Hälfte der von jedem 
Wahlkörper und jeder Wahlſection gewählten Näthe mit Einrechnung 
des erſten Vicepräſidenten ausſcheidet, und es wird der Gemeinderath 
durch von den betreffenden Wahlkörpern neugewählte Mitglieder der Art 
ergänzt, daß derſelbe immer aus 60 Räthen zuſammengeſetzt erſcheint. 
Nachdem für eine Hälfte des Krakauer Gemeinderathes die Functtons— 
periode im Sinne des § 48 des Gemeindeſtatuts am 15. Auguſt 
1875 zu Ende ging, fo wurden die Ergänzungswahlen auf den 5., 
7. und 19. Juli 1875 ordnungsmäßig ausgeſchrieben und thatjächlich 
an dieſen Tagen vorgenommen. Nach geſchloſſener Wahlhandlung 
hat die Wahlcommiſſion im Sinne des § 40 des G. St. die dies⸗ 
bezüglichen Protokolle am 19. Juli 1875 dem Gemeinderathe vorge— 
legt. Am 12. Auguſt l. J. iſt der in ſeiner früheren Zuſammen— 
ſetzung beſtehende Gemeinderath zur Entſcheidung über die Giltigkeit 
der vollzogenen Ergänzungswahlen geſchritten und hat dieſelben 
bis auf die Wahlen des Joſef K., Leon F. und Abraham G. für 
giltig erklärt. Der Gemeinderath hat nun den Stadtpräſidenten ange— 
wieſen, an Stelle der ungiltigen Wahlen im Sinne des § 45 des 
G. St. unverzüglich die vorzunehmenden Neuwahlen auszuſchreiben, 
was ſofort vollzogen wurde unter Anberaumung des Wahltermines 
am 7., 9. und 13. September d. J. Die Annullirung der erwähnten 
Wahlen erfolgte trotz gegenſeitigen Antrages der Verifications-Com⸗ 
miſſion, angeblich wegen illegaler Wahlumtriebe, die ſich die Gewählten 
hätten zu Schulden kommen laſſen. 

| Gegen dieſe Beſchlüſſe des Krakauer Gemeinderathes haben die 
durch dieſelben betroffenen Joſef K., Leon F. und Abraham G., ſowie viele 
wahlberechtigte Bürger Proteſte bei der Lemberger Statthalterei ein⸗ 
gebracht, worin ſie insgeſammt hauptſächlich den Umſtand zur Geltung 
brachten, daß der Gemeinderath in jener Zuſammenſetzung, in welcher 
er ſich am 12. Auguſt l. J. befand, ſonach unter Theilnahme der 
ausgelosten Mitglieder, zu einem derartigen Beſchluſſe nicht berech— 
tigt geweſen ſei. 

Der hierüber zur Aufklärung aufgeforderte Stadtpräfident 
von Krakau erklärte in dem diesbezüglichen Berichte, daß der 
Gemeinderath im Sinne des Statuts ein ſtändiger ſei, welcher alle 
3 Jahre durch die Neuwahl der Hälfte ſeiner Mitglieder ergänzt 
werde, daß die Prüfung des Wahlactes dem durch Neuwahlen zu er— 
gänzenden Gemeinderathe zuftehe, da nach dem ausdrücklichen Wortlaute 
des letzten Abſatzes des § 40 des Statuts der Gemeinderath erſt 
nach erfolgter Prüfung der Wahlen die Namen der Gewählten 
kundmacht, daß endlich die Statthalterei die Richtigkeit dieſer Ausle⸗ 
gung der Statutsbeſtimmungen dadurch anerkannt habe, daß ſie, von 
dem gleichen in den Jahren 1869 und 1872 eingehaltenen Verfahren 
amtlich in Kenntniß geſetzt, dagegen keine Einſprache erhob. 

Mit Entſcheidung vom 4. September d. J., 3. 43.841 hat 
das Statthaltereipräſidium, ohne in die Würdigung der Motive der 
Annullirung der Wahlen einzugehen, erklärt, daß angeſichts der klaren 
Beſtimmungen des Krakauer Gemeindeſtatuts der neu conſtituirte 
und nicht der in feiner früheren Zuſammenſetzung beſtehende Gemein- 
derath zur Prüfung des Wahlactes und zur Eutſcheidung über die 
Giltigkeit der Wahlen, ſowie zur Ausſchreibung der Ergänzungs⸗ 
wahlen berechtiget ſei. „ 

In der Begründung dieſer Entſcheidung heißt es: Nach den 
Beſtimmungen des letzten Abſatzes des $ 40 des G. St. *) haben 
die Wahleommiſſionen nach geſchloſſener Wahlhandlung die über den 
Wahlact geführten Protokolle ſammt allen Behelfen dem Gemeinde⸗ 
rathe vorzulegen, welcher nach Conſtatirung der Legalität des Wahl- 


Das diesbezügliche, letzte Alinea des § 40 des G. St. lautet in wörtlicher Ueber⸗ 
ſetzung: „Nach Schluß der Wahlen legen die Wahlcommiſſionen dem Gemein⸗ 
derathe die über den Wahlact verfaßten Protokolle ſammt allen Belegen vor, wor: 
nach der Gemeinderath nach Conſtatirung (sprawazenie) der Wahlen ihre Be⸗ 
endigung, ſowie die Namen der Gewählten zu publiciren hat.“ 


actes die Beendigung der Wahlen, ſowie die Namen der gewählten 
Perſonen kundzumachen hat. Dem Gemeinderath in der bisherigen 
Zuſammenſetzung ſteht ſonach bezüglich der Neuwahlen nur noch 
jene Amtshandlung zu, welche nach der Gemeindewahlordnung 
(SS 25 und 8 30) die Wahlcommiſſion, beziehungsweiſe der Ge⸗ 
meindevorſtand vorzunehmen haben. Mit dieſer Amtshandlung 
beſchließt der alte Gemeinderath, wie dies aus den nach⸗ 
folgenden Paragraphen zu entnehmen if, ſeine Thätigkeit in Sachen 
der Ergänzungswahlen. Nach Verſtändigung der neugewählten Mit⸗ 
glieder von ihrer Wahl in den Gemeinderath (§ 42) und nach Con⸗ 
ſtituirung desſelben (5 43), welche Conſtituirung ſchon dazumal er⸗ 
folgt, wenn zwei Drittheile der neugewählten Rathsglieder die Wahl 
ſtillſchweigend angenommen haben, hat der Gemeinderath in feiner 
neuen Zuſammenſetzung (88 44) den Wahlaet zu prüfen, über 
die Giltigkeit der Wahlen endgiltig zu entſcheiden und zur Ergänzung 
der in Folge der Ungiltigkeit oder Ablehnung der Wahl erledigten 
Stellen neue Wahlen ($ 45) ) auszuſchreiben. Der Gemeinderath 
in ſeiner früheren Zuſammenſetzung hat nichts weiter zu thun, als 
nur zu conſtatiren, wer gewählt wurde. Auf dieſer Grundlage ſind 
die Namen der Gewählten kund zu machen und die Wahlhandlung 
als geſchloſſen zu erklären. Die Entſcheidung über die Giltigkeit der 
Wahlen will das Geſetz ($ 44) dem Gemeinderathe in ſeiner neuen 
Zuſammenſetzung gewahrt wiſſen, wie überhaupt die Geſetzgebung 
die Agnoscirung der Wahlen als eine Arbeit jener Korperſchaft be— 
handell, welcher die Wahlen gelten. Was den Umſtand anbelangt, 
daß die Statthalterei von dem Reſultate der im Jahre 1869 und 1872 
vom Krakauer Gemeinderathe in gleicher Zuſammenſetzung vorgenom⸗ 
menen Verification der Ergänzungswahlen und Annullirung einiger Wahlen 
ſowie Ausſchreibung neuer Wahlen an die Stelle der nicht agnoscirten 
Rathsmitglieder Kenntniß hatte, ohne gegen dieſen Vorgang Einſprache 
zu erheben, wird bemerkt, daß dazumal kein Grund vorlag, in die 
Sache näher einzugehen, zumal aus den betreffenden Berichten des 
Stadtmagiſtrats nicht zu entnehmen war, daß die Agnoscirung der 
Wahlen und die Ausſchreibung von Erſatzwahlen durch den Gemeinde 
rath in feiner fruheren Zuſammenſetzung erfolgte. Das Statthalterei⸗ 
präfidium hat daher im Sinne des $ 117 des G. St. die Vollzie⸗ 
hung des vom Gemeinderathe am 12. Auguſt d. J. gefaßten Be⸗ 
ſchluſſes, betreffend die am 5., 7. und 9. Juli d. J. vollzogenen 
Wahlen, als illegal unterſagt und zugleich bedeutet, daß infolge deſſen 


die auf den 7., 9. und 13. September d. J. ausgeſchriebenen Neu⸗ 


wahlen zu unterbleiben haben. 

Der über Beſchluß des Gemeinderathes vom 6. September d. 
J. gegen dieſe Entſcheidung der Statthalterei vom Stadpräſidenten 
ergriffene Miniſterial⸗-Recurs betont daß die von der Statthalterei 
beliebte Erläuterung der Statutsbeſtimmungen eine Inconſequenz 
oder einen Widerſpruch in denſelben involvire, weil eine Wahlprüfung, 
welche von der Statthalterei dem Gemeinderath in feiner fruheren 
Zuſammenſetzung zugewieſen wird, ohne eine Beſchlußzuſtändigkeit 
über die Wahlgiltigkeit eine ganz erfolgloſe und die zu Gunſten des 
Gemeinderathes in feiner neuen Zuſammenſetzung eben in Anſpruch 
genommene Beſchlußzuſtändigkeit ohne neuerliche Wahlprüfung nahezu 


) § 42. „Wer nach erhaltener Verſtändigung die Annahme der Wahl nicht im 
Laufe von 8 Tagen ſchriftlich verweigert, wird ſo angeſehen, als ob er die Wahl 
angenommen hätte.“ (Alinen J.) 

$ 43. „Der Gemeinderath conſtituirt ſich nach Beendigung der Wahlen und 
nachdem wenigſtens der neugewählten Mitglieder die Wahl angenommen 
hoben.“ (Alinea 1.) 

§44. „Der conſtituirte Gemeinderath unterſuchtden Wahlact undentſcheidet end- 
giltig über die Giltigkett, wie nicht minder über die Gründe der Ablehnung 
der Wahlen, ſowie über die gegen die Wahlen erhobenen Einwendungen, welche 
im Laufe von 8 Tagen, vom Tage der Wahl-Publication gerechnet, dem Ge— 
meinderathe überreicht werden müſſen. Die politiſche Landes behörde kann ſolche 
Wahlen annulliren, die auf Perſonen gefallen ſind, die von der Wählbarkeit 
ausgenommen oder ausgeſchloſſen ſind; dagegen ſteht jedoch der Weg des Re— 
curſes an das Miniſterium offen.“ 

945. „Zur Ergänzung der in Folge der Ungiltigkeit oder Ablehnung der Wahlen 
vacant gewordenen Stellen hat der neuconſtituirte Gemeinderath unverzüglich 
auf Grund der früheren Conſeriptionen, ohne deren nochmalige Publication 
eine Neuwahl in jenem Wahlkreiſe oder in jener Wahlabtheilung auszu⸗ 
schreiben, in welcher die Wahl ungiltig erklärt oder nicht angenommen wurde.“ 

(Es muß hier bemerkt werden, daß der im oben reprodueirten § 40 im Ori- 
ginal gebrauchte polniſche Ausdruck sprawazenie eigentlich „Verificirung“ und 
nicht „Conſtatirung“ bedeutet, während letzteres Wort vollſtändig dem Sinne 
und Zwecke der Geſetzesbeftimmung des § 40 entſpricht. Der ſomit unpaſſend 
gewähl ge poluiſche Ausdruck dürfte zur Irreführung des Gemeinderathes von 
Krakau bei der Interpretirung dieſes Paragraphes weſentlich beigetragen haben. 
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eine unmögliche wäre. Der Recurs gibt zu, daß die bezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen des Statuts unklar und widerſprechend ſind. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 17. October 1875, 
Z. 14.900 dieſem Recurſe aus den in der angefochtenen Entſcheidung 
angegebenen Gründen keine Folge gegeben. B. 


Die Ausdehnung der Ferien an den Univerſttäten. 


Vor einigen Jahren haben wir dieſes Thema in den Spalten dieſer Zeitſchrift 
zum erſten Male behandelt ). Wir kamen damals zu dem Schluſſe, daß eine Beſchrän⸗ 
kung des factiſchen Ausmaßes der Univerfttätsferien dringend Noth thue. Seit diefer 
Zeit haben die Verhältniſſe ſich nicht zum Beſſeren geändert, die fraglichen Uebel— 
ſtände haben vielmehr in jüngſter Zeit ſogar eine Art von Legalifirung erfahren; es 
dürfte daher nicht unzeitgemäß und überflüſſig ſein, die Sache erneuter Erörterung 
zu unterziehen. 

Das Unterrichtsminiſterium hat es wiederholt verſucht, der Sache an den 
Leib zu gehen. Dieſe Verſuche reichen bis in die fünfziger Jahre hinauf, der Erfolg 
war aber ſtets und zwar begreiflicher Weiſe ein negativer. Indem man ſich faſt immer 
lediglich an die Profeſſoren wandte, mit der Erinnerung, die Vorleſungen rechtzeitig 
zu eröffnen und nicht vorzeitig zu ſchließen, die Urſachen aber nicht beſeitigte, welche 
dies ſelbſt dem eifrigſten Docenten unmöglich machen, nämlich die tief in das Se— 
meſter hineinreichenden Inſeriptions- und Beſtätigungsfriſten ſowie die Zuſammen— 
drängung mancher Prüfungen auf Anfang und Schluß des Semeſters, war lediglich 
das Symptom eines Mißſtandes getroffen, derſelbe aber nicht an ſeiner Wurzel gefaßt. 
Es mußte bei der früheren Uebung bleiben, nach welcher ſich die Herbſt- ſowie die 
Oſterferien faſt durchwegs um die zwei Wochen des Inſeriptions- und die drei Wochen 
des Beſtätigungstermines verlängerten, und neue, zweckmäßigere Maßregeln waren 
zu erwarten, wenn der angeſtrebte Zweck erreicht werden ſollte. 

Um ſo überraſchender iſt es daher, einem Erkaſſe aus den jüngſten Wochen 
zu begegnen, welcher allerdings nicht von dem Unterrichtsminiſterium, ſondern von 
dem Kriegsminiſterium ausgegangen iſt, welcher ſich aber als im Einklange mit den 
betheiligten Miniſterien kundgemacht bezeichnet und doch gerade das Gegentheil der 
wiederholten Verordnungen der oberſten Unterrichtsbehörde bezweckt. Wir meinen das 
Kriegsminiſterialreſeript vom September (2) d. J. ), welches in Abänderung jenes 
vom 6. April 1871 die Zeit des Präſenzdienſtes der Einjährig⸗Freiwilligen neu 
normirt. Ju demſelben wird allerdings nur feſtgeſtellt, wie ſich die Kriegs- und Un⸗ 
terrichtsverwaltung in die Zeit des Freiwilligenjahres zu theilen haben, die Verhält- 
niſſe aller nicht in das Heer eingereihten Studenten bleiben ſomit formell ganz un⸗ 
berührt; bei der Einheit der Vorleſungen für beide Studentengruppen liegt aber die 
Nothwendigkeit evident vor, daß jene Zeit, durch welche hindurch die Einjährig⸗Frei⸗ 
willigen dem Heeresdienſte ausſchließlich angehören, in der Hauptfache auch für deren 
civile Collegen als eine akademtſch ferjale gelten muß. Wir wollen demnach von diefem 
Geſichtepunkte ausgehen, um feſtzuſtellen, wie ſich nunmehr die Verhältniſſe factiſch 
geſtalten werden. 

Nach dem genannten Reſeripte hat die Militarbehörde einen ausſchlieblichen 
Auſpruch auf Die Zeit a) der Herbſtferten, d. i. vom 16. Jult — 15. October, b) der 
Weihnachtsferien, d. 1. vom 24. December — 6. Jänner, e) der Ofterferien, d. i. 
vom Donnerstage vor dem Gründonnerstage bis zum Donnerstage nach Oſtern, d) 
der Pfingſtferien, d. i. Pfingſtſonntag,- Montag u.⸗Dinstag, e) der Faſchingsferien, 
d. i. Faſchingsſonntag,Montag,⸗Dinsiag u. Aſchermittwoch, endlich f) auf alle Sonn-, 
ſowie alle akademiſchen Ferialtage und überdies g) auf einen Tag in jeder Woche. 
Von den größeren Ferien erhalten ſomit die Herbſtferien eine Ausdehnung 
von 92 Tagen, die Weihnachts- gleich den Oſterferien eine ſolche von 14 und 
die Pfingſt⸗ ſowie die Faſchingsferien von 3 und 4 Tagen, fo daß wir ſchon 
hiedurch auf 127 freie Tage im Jahre kommen. Rechnen wir nur nach Wochen 
und beziehen wir die Pfingft- und Faſchingsferien, welche nicht ganze Wochen 
füllen, vorläufig auch wicht in die Rechnung ein, fo haben wir zunächſt 17 Ferien⸗ 
und 35 Stndienwochen zu verzeichnen. Von den 35 Studienwochen oder 
acht Studienmonaten haben wir dann die weiteren Abzüge zu machen. Zuvorderſt 
fallen circa 40 Sonn- und Feiertage weg, zweitens die neu eingeführten Wochenferial⸗ 
tage, im Ganzen 35, endlich die althergebrachten akademiſchen Ferialtage, wie Pfingſt⸗ 
dinstag, Faſchingsmonfag, Faſchiugsdinstag und Aſchermittwoch, ein Tag im Mai, 
die Tage der Immatriculation im 1. u. 2. Semeſter, an manchen Univerſitäten ein 
Stiftungstag u. ſ. w., ſo daß wir von deu 365 Tagen des Jahres 200 — 205 als 


) Vgl. Nr. 49 des Jahrgangs 1872 der Zeitſchrift. 

) Unſere Quelle iſt allerdings nur die „Wiener Zeitung“, welche in Nummer 222 
vom 28. September d. J. den Juhalt der Verordnung das Kriegsminiſteriums 
mittheilt, während die bezüglichen Verordnungsblätter bis jetzt dieſelbe nicht 
kundgemacht haben; wir haben aber feinen Grund, die Authenticität der frag⸗ 
lichen Mittheilung zu bezweifeln. 


ſolche in Abſchlag bringen müſſen, welche kraft der Beſtimmungen über die Einjährig⸗ 
Freiwilligen für die Zwecke des akademiſchen Unterrichtes in der Hauptſache nicht ver- 
wendbar ſind. 

Hiezu tritt nun der Umſtand, daß die letzten Wochen des Winter- und 
die erſten des Sommerſemeſters aus einem anderen Grunde, nämlich wegen der 
Beſtätigung und Juſeription hinwegfallen werden, wir rechnen alſo entſchieden 
eher zu hoch als zu niedrig, wenn wir das Studienjahr (rückſichtlich der Obligat—, 
beziehungsweiſe Hauptcollegien) auf 140 Vorleſungstage taxiren ). 

Dieſe 140 Tage gehören aber dem akademiſchen Vortrage keineswegs ganz, 
denn für die Haupteollegien können nur einige wenige Vormittagsſtunden benützt 
werden. Durch Verordnungen der Jahre 1870 und 1871 iſt der akademiſche Nor- 
malvortrag auf die Stunden von 9 bis 1, beziehungsweiſe (an den Freitagen 
und Samstagen des Sommerſemeſters) auf die Stunden von 10 bis 1 zuſammen⸗ 
gedrängt worden, dieſe Beſtimmungen müſſen jetzt, wenn den Anforderungen der 
Militärverwaltung entſprochen werden ſoll, noch weit verſchärft werden, da nach dem in 
Frage ſtehenden Kriegsminiſterialreſeripte alle den Freiwilligendienſt leiſtenden 
Univerſitätshörer an den „Schultagen“ des Winterſemeſters bis 9 Uhr, an jenen 
des Sommerſemeſters ausnahmslos bis 10 Uhr Vormittags und während des 
ganzen Jahres überdies täglich von 2 Uhr Nachmittags an der militäriſchen Aus— 
bildung zur Verfügung ſtehen müſſen. 

Für die Obligatcollegſen der Juriſten z. B. find jetzt nur fünf Tage der 
Woche, und zwar im Winterſemeſter die Stunden von 9 bis 1 und im Sommer- 
ſemeſter jene von 10 bis 1 verwendbar, d. h. zwanzig Stunden in der Woche 
während des Winter- und fünfzehn während des Sommerſemeſters. Hält man ſich 
nun gegenwärtig, daß die Rechtshörer des erſten und dritten Jahrganges nach 
der Studienordnung auch im Sommerſemeſter zwanzig Stunden zu belegen 
haben, jo iſt es klar, daß die Univerſitäten den neuen Forderungen der Militär⸗ 
verwaltung vollſtändig gar nicht entſprechen können. Ja ſelbſt die 1870 und 1871 


von dem Unterrichtsminiſterium angeordnete Concentrirung der Vorleſungen auf 


die Zeit von 9 bis 1, beziehungsweiſe 10 bis 1 iſt jetzt undurchführbar, da bei 
der Einräumung des neuen Wochenferialtages im Sommerſemeſter nur 18 oder 
19 Stunden in der Woche zur Verfügurg ſtünden, je nachdem der Samstag oder 
Donnerstag als Ferialtag gewählt würde. Der Freiwilligendienſt iſt ferner, was 
die Juriſten anbelangt, jetzt nur im zweiten und vierten Jahre des Quadrienniums 
mit dem Studium formell vereinbar, d. h. in jenen Jahren, in welchen der Vor- 
bereitung zu den Prüfungen wegen durch die Studienordnung eine geringere 
Stundenzahl für die Vorleſungen vorgeſchrieben iſt. Materiell find ſomit die An- 
ſprüche von beiden Seiten kaum mehr zu vereinigen und nur die Verordnungen 
der beiderſeitigen Behörden halten in der Normirung der bezüglichen Fragen noch 
immer an der Vorausſetzung der Vereinbarkeit feſt. 

Ueber die Größe dieſer Mißſtände auch nur ein Wort zu verlieren, halten 
wir für vollkommen überflüſſig. Die geſchilderten Thatſachen ſprechen für jeden, 
dem didaktiſch⸗pädagogiſche Intereſſen am Herzen liegen, deutlich genug und der 
Widerſpruch der Normen wird vielleicht nur deßhalb in der Praxis weniger empfind⸗ 
lich, weil man dieſelben auf der einen oder andern Seite nicht vollſtändig befolgt. 
Wir möchten uns nur einige Fragen bezüglich dieſer Normen in aller Kürze erlauben. 
Iſt es gerechtfertigt, einer Minorität der Studenten wegen, denn das find die Einjährig⸗ 
Freiwilligen, die Majorität durch Kürzung und Zuſammendrängung der Vorleſungen 
in ihrem Studiengange zu beeinträchtigen und, wenn ſich dies nicht abweiſen läßt, 
iſt es dann nicht höchſte Zeit, wenigſtens alle anderen Veranlaſſungen zu befeitigen, 
welche, wie das jetzige Inſeriptions⸗ und Beſtätigungsſyſtem zu einer illegalen Aus- 
dehnung der Ferien führen? Uns ſcheint die Antwort nicht ſchwer. Entweder ſetze 
man die Studienzeit herab, man vermindere z. B. das juridiſche Quadrienuium auf 
ein Triennium, oder, wenn die jetzige Studienzeit nöthig iſt, fo dulde und autorifire man 
nicht Einrichtungen, welche die Ausnützung dieſer Zeit unmöglich machen. Es iſt 
richtig, wir haben uns hiemit eigentlich gegen die Einrechenbarkeit des Freiwilligen⸗ 
jahres ausgeſprochen. Wenn man aber auch dies als ein unerſüllbares Verlangen 
bezeichnen ſollte, jo iſt doch fo viel unwiderleglich, daß aus der Compatibilität des 
Studiums und des Freiwilligendienſtes eine Beeinträchtigung der Sindienintereſſen 


) Es darf nicht überſehen werden, daß die Militärverwaltung mit demſelben 
Grunde wie bei den Herbſtferien die Beſtätigungs⸗ und Inſeriptionsfriſt 
zur Erweiterung der Oſterferien hätte beanſpruchen können. Im Jahre 1869 
ſchloſſen ſich die Poſtultate der Militärverwaltung ziemlich enge an die legalen 
akademiſchen Ferien an und verlangten überdies nur noch die Nachmittags: 
ſtunden von 2 Uhr an, im Jahre 1870 und 1871 kamen noch die Morgen⸗ 
ſtunden bis 9, beziehungsweiſe 10 Uhr hinzu, im Jahre 1875 iſt ſtatt der 
erwarteten und vom militäriſchen Standpunkte ſehr begreiflichen ausſchließli⸗ 
lichen Verwendung des ganzen Freſwilligenjahres für militärische Zwecke die 
weitere Widmung zweier Juli, und zweier Octoberwochen, je eines Tages 
per Woche während aller Studienmonate und, wie wir noch ſehen werden, 
je einer Vormittagsſtun de an vier Collegientagen der Sommerwochen dazu⸗ 
getreten, auf die eben jo gut dispouiblen vier Wochen um Oſtern wurde aber 
unbegreiflicher Weiſe verzichtet. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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nur für die Einjährig⸗ Freiwilligen, nicht abe für die übrigen Studirenden erwachſen 
darf. Eine Zeiteintheilung, welche der militäriſchen Ausbildung nur die legalen 
Ferien und außerdem die Nachmittagsſtunden zur Verfügung ſtellt, hat ſich bisher 
allerdings nur bei dem kleineren Theil der Freiwilligen als für die militäriſchen Zwecke 
ausreichend erwieſen, denn nur eine Minorität derſelben überwindet das Ziel des 
Freiwillegeninſtitutes, die Reſerveoffteiersprüfung ) Gerade dieſes Ergebniß ift aber 
ein Fingerzeig zur Löſung des Widerſpruchs der Intereſſen. Es kann fi h nur darum 
handeln, jenen Theil der Freiwilligen, welter nach einem Jahre die Officiersprüfung 
nicht hinter ſich hat, einer intenfiveren militäriſchen Ausbildung zuzuführen, ohne 
jene Minorität zu drücken, welche auch in der bisher üblichen Weiſe das Ziel erreichte. 
Mit anderen Worten, die Chung muß nicht gerade in der ausſchließlich militäriſchen 
Ausnützung des Freiwilligenjahres liegen, ſondern kann auch in der Verpflichtung aller 
jener zu einem zweiten Dienſtjahre beſtehen, welche in dem erſten die Dfficterd« 
prüfung nicht mit günſtigem Erfolge ablegen. Wollte man dem entgegenhalten, daß 
dieſe Abhilfe nur im Wege des Geſetzes erfolgen könnte, fo haben wir lediglich zu erwidern, 
daß der jetzt im Wege der Verordnung gefundene Ausweg eben ein völlig unpaſſender 
iſt und man daher auch deu Verſuch mit fchwiertgeren Mitteln nicht ſcheuen darf. Die 
gegenwärtige Löſung der Frage entſpricht unſeres Erachteus weder den akademiſchen 
Intereſſen noch den militärifchen, deren Bedentung wir gewiß in gleichem Maße zu 
würdigen wiſſen. — Wien im October 1875. lo fen 


Vergl. Militär⸗ſtatiſtiſches Jahrbuch für 1870. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel u. Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrath Carl Meixner in Prag und den Oberzollinſpector in Eger, 
Finanzrath Ferdinand Schmid v. Bergen hold zu Oberfinangrathen für den 
Bereich der böhm. Finanzlandesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Trient Ferdinand Grafen 
Conſolati das Comthurkreuz des Franz⸗Joſefs⸗Ordens mit dem Sterne und 
dem Vicebürgermeiſter dajelbft Alexander Freiherrn v. Tapis das Comthurkreuz, 
desſelben Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hulfsämter⸗Director im Finanzminiſterlum 
Eduard Gierſig anläßlich deſſen Penſtonirung taxfrei den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes verliehen. 


Erledigungen. 
Oberingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg mit 
der achten Rangsclaſſe, bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 261.) 
Armenarztesſtelle im 3. Wiener Gemeindebezirke mit 300 fl. 3 
neration, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 261.) 
Adjunctenſtelle bei der k. k. Seebehörde in Trieſt mit der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende November (Amtsbl. Nr. 261.) 


Aichmeiſtersftelle beim Linzer Staatsaich unte mit der neunten Rangsclaſſe, 
bis 1. December. (Amtsbl. Nr. 261.) 


ahresremu⸗ 


Im Verlage von Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17, 
iſt erſchienen: 
Moritz v. Kaiſerfeld, Verwaltungs⸗Gerichtshof und 
Verwaltungsreform. 
Preis 50 kr., franco pr. Kreuzband 55 fr. 


Oeſterreichiſcher Juriſten⸗ Kalender. Taſchenbuch für Advo⸗ 
caten, Notare, Juſtiz- und Verwaltungsbeamte. Redigirt und 
Herausgegeben von Dr. Guſt. Kohn, Hof- und Gerichtsadvocat 
in Wien, VII. Jahrgang 1876, eleg. geb. in Taſchenformat. Preis 
1 fl. 60 kr., franco pr. Poſt 1 fl. 75 kr. ö. W. 

Der heurige Jahrgang dieſes beſtredigirten Juriſtenkalenders wurde von 


den Fachblättern ſeines reichen Inhaltes und ſeiner praktiſchen Verwendbarkeit 
halber mit Recht beſtens empfohlen. 


In der C. F. Winterſchen Verlagsbuchhandlung in Leipzig ft ſoeben 
erſchienen und durch die Buchhandlung von Moriz Perles in Wien, Stadt, 
Spiegelgaſſe 17 zu beziehen: 

ar 3 % s 2 

Lehrbuch der politiſchen Dekonomie 
von Carl Heinrich Nau. 
Vollſtändtge Neubearbettung 
von Adolf Wagner und Erwin Naſſe, 


Profeſſoren der Staatsſvtſſenſchaften zu Berlin und Bonn. 
Erſter Bund. 
Allgemeine oder theoretiſche Volkswirthſchaftslehre 
von Adolf Wagner. 
Erſter Theil. — Grundlegung. — Erſter Halbband. 


(Zugleich als neunte Ausgabe der Rau'ſchen Volkswirthſchaftslehre. 
9 ch 
gr. 8. geh. 3 fl. 60 kr. 


Fur den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


